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24.4272. Motion FK-S. Aufstockung des Armeebudgets und Gegenfinanzierung über 
die Periode 2025–2032. Stellungnahme 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Ständeratspräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren Ständerätinnen und Ständeräte 
 
 
Ihre Finanzkommission möchte mit randvermerkter Motion den Bundesrat beauftragen, dem 
Parlament im Jahr 2025 eine Botschaft zur Erhöhung des Bundesanteils an der OECD-Er-
gänzungssteuer vorzulegen. Die Mittel aus der Erhöhung sollen für die Armeefinanzierung 
zweckgebunden werden. Die Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdi-
rektoren (FDK) hat diesen Vorstoss anlässlich ihrer Plenarversammlung vom 31. Januar 
2025 beraten und beantragt Ihnen die Motion abzulehnen.  
 
Der Bund steht vor grossen finanzpolitischen Herausforderungen. Unsere Konferenz äussert 
sich deshalb bewusst weder in Bezug auf die Höhe der Armeeausgaben noch zu den Ent-
scheiden im Eigenbereich des Bundes im Rahmen des ordentlichen Budgetprozesses.  
 
Die Finanzierung der Armee fällt in die ausschliessliche Zuständigkeit des Bundes. Zu deren 
Finanzierung sollen nicht kantonale Einnahmen umgeleitet werden, welche erst vor rund ein-
einhalb Jahren im Rahmen einer eidgenössischen Volksabstimmung so festgelegt wurden. 
Die Kantone handhaben die Einführung der OECD-Mindestbesteuerung unterschiedlich. Ge-
wisse Kantone haben ihre Gewinnsteuertarife erhöht oder planen dies zu tun, was das Ein-
nahmepotenzial aus der Ergänzungssteuer schmälern dürfte. Die Grössenordnung der Mehr-
einnahmen bleibt zudem nach wie vor sehr unsicher, zumal sich auch die internationalen 
Grundlagen des Regelwerks auf technischer Ebene laufend verändern.  
 
Die FDK sieht die Umsetzung der OECD-Mindestbesteuerung in einem schnell wandelnden 
Umfeld. Die Ablösung der Mindeststeuerverordnung und die Schaffung einer formellgesetzli-
chen Grundlage wird eine neue Debatte notwendig machen. Die FDK ist bereit, die Diskus-
sion um den Verteilschlüssel Bund/Kantone im steuer- und standortpolitischen Kontext des 
Gesetzgebungsverfahrens nochmals zu führen. Eine kurzfristige Anpassung des Ver-
teilschlüssels lehnt unsere Konferenz ab.  
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unseres Anliegens und die Ablehnung der Motion.  
 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
KONFERENZ DER KANTONALEN 
FINANZDIREKTORINNEN UND FINANZDIREKTOREN 
 
 
Präsident:   Generalsekretär: 
 
 
 
 
Regierungsrat Ernst Stocker Dr. Peter Mischler 
 
 
 
Kopie 
 
 Bundespräsidentin Karin Keller-Sutter, Vorsteherin EFD 
 Mitglieder FDK 


